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Ein Vergleich zwiſchen der letzten deutſchen 
und der letzten engliſchen Kriegsanleihe. 


Die ſechſte deutſche Kriegsanleihe brachte uns wie ihre Vor⸗ 
gänger den erwünſchten vollen Erfolg. Sie hat uns wieder 
den ſchlagenden Beweis von der Schlagfertigkeit und Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der deutſchen Finanzkraft erbracht. Wenn wir uns auch 
mit Nückſicht auf die militäriſche Lage und im Hinblick auf die 
der Zeichnung vorangegangene umfangreiche Werbetätigkeit der 
Reichsbank und der Preſſe ein günſtiges Reſultat verſprochen 
haben, ſo ſind unſere Erwartungen doch noch von dem End⸗ 
ergebnis übertroffen worden. Am nächſten in bezug auf die 
Höhe der ſechſten Anleihe kommt die dritte, welche ebenfalls 
die 12. Milliarde überſchritt. Doch keine der früheren Kriegs⸗ 
anleihen reicht an die letzte heran. Denn mit rund 13 Williar⸗ 
den hat ſie den Vogel abgeſchoſſen, bedeutet ſie für uns einen 
neuen Sieg, einen gewaltigen Schritt weiter entgegen der letz— 
ten Phaſe des Weltkrieges. — SE, 

Da diesmal die Zahl der Heinen Zeichner im Verhältnis zu 
der Zahl bei den vorangegangenen Anleihen eine bedeutende 
Steigerung erfahren hat, können wir wieder von einer Volks⸗ 
anleihe im wahren Sinne des Wortes ſprechen. Das Bewußtſein 
von einem endlichen Siege der deutſchen Waffen bricht ſich 
eben in der breiten Maſſe des Volkes immer mehr Bahn. — 
Vergleicht man nun das Ergebnis unſerer letzten Emiſſion mit 
der kurz vorher aufgelegten engliſchen Anleihe, ſo will uns 
ſcheinen, als ob England mit feinen 17% Milliarden uns 


überholt hat. Bedenkt man aber, daß Groß-Britannien zwi⸗ 


ſchen der zweiten und dritten Inlands-Anleihe einen Zeitraum 
von faſt 20 Wonaten verſtreichen ließ, jo ergibt ſich für uns, 
die wir alle ſechs Monate zu einer neuen Emiſſion ſchreiten, 
ein Uebergewicht in der finanziellen Stärke. Diefe8 Ueber⸗ 
gewicht vergrößert ſich noch zu unſeren Gunſten, wenn man 
berückſichtigt, daß unſere ſechs bisher aufgelegten Kriegsan⸗ 
leihen ein Geſamt⸗Ergebnis von über 60 Milliarden Mark 
zeitigten, während Albion mit ſeinen drei Anleihen bisher hoch 
gerechnet nur 39 Williarden untergebracht hat. Nimmt man 
hinzu, daß Englands monatliche Kriegsausgaben die unſeren 
um 900 Millionen Wark überſteigen, ſo wird das Mißverhältnis 
zwiſchen engliſcher und deutſcher Finanzkraft noch deutlicher. — 
Die vom Reichstag bisher zur Führung und Fortſetzung des 
Krieges bewilligten Kredite betragen 79 Williarden Mark und 
ſollen uns ein weiteres halbes Jahr die Deckung der enormen 
Kriegskoſten ermöglichen. Von dieſer Summe haben wir 60 
Williarden oder 70 Prozent fundieren und mittels der neuen 
Steuern ſogar die Verzinſung von 64 Williarden Wark, das 
find rund 80 Prozent des Anleihe⸗Kredits, ſicherſtellen können. 


Läßt man die in Verbindung mit den Kriegsanleihen ausgege⸗ 
benen verzinslichen Schatzanweiſungen, ſoweit ſie eine Lauf⸗ 
zeit von nur wenigen Jahren haben, unberückſichtigt, ſo mindert 
ſich der bereits fundierte Betrag um vielleicht 5 Milliarden 
Marf, iſt aber immer noch weit größer als die Summe der 
bisher von England begebenen inländiſchen Kriegsanleihen. 
Die vom engliſchen Parlament genehmigten Kriegs-Kredite be⸗ 
rechnen ſich zuſammen auf etwa 87 Williarden Mark. Hiervon 
ſind erſt 46 Prozent unter Dach und Fach gebracht. Ein großer 
Teil des Reftes ſetzt ſich aus ſchwebenden Schulden der Finanz⸗ 
Verwaltung zuſammen oder aus Verpflichtungen, für deren 
Fälligkeit innerhalb weniger Jahre neue Mittel bereitgeſtellt 
werden müſſen. Hierzu gehören auch die in den Vereinigten 
Staaten untergebrachten Anleihen, durch deren Begebung das 
vor dem Kriege auf die Stellung als Weltbankier ſo ſtolze 
England ſeine Schuldknechtſchaft gegenüber dem Auslande be⸗ 
gründet hat. Wenn es in dieſe nicht ſo tief hineingerät, wie es 
zunächſt wohl möchte, jo gebührt Englands Dank den Witte- 
rungsverhältniſſen und unſeren Unterſeebooten. Die einen haben 
dafür geſorgt, daß die Vereinigten Staaten und die anderen 
überſeeiſchen Gebiete keinen großen Export-Ueberſchuß an Ge⸗ 
treide haben, die anderen ſtören auf ihre beſondere Weiſe 
die Zufuhren aller Art. Im Gegenſatz zu ihrer ſonſt in dieſer 
Hinſicht bewieſenen Pünktlichkeit hat die engliſche Regierung 
die Zahlen des britiſchen Außenhandels im März — dem 
erſten vollen Monat, in dem ſich der verſchärfte Seekrieg frei 
von allen Feſſeln entfalten konnte — nichts veröffentlicht, und 
es liegt die Annahme nahe, daß der vermutlich große Rück⸗ 
gang der Ein⸗ und Ausfuhr die Schweigſamkeit der britiſchen 
Regierungsmänner bewirkt hat. — 
Dr. Kuſchel⸗Berlin. 


Die Frauen und das Geſetz über den Vater⸗ 
ländiſchen Hilfsdienſt. 


Mit großem Bedauern haben zahlreiche Frauen bei der Ver⸗ 
öffentlichung des Geſetzes über den Vaterländiſchen Hilfsdienſt 
die Tatſache aufgenommen, daß eine Dienſtpflicht für ſie nicht 
vorgeſehen war. Schien doch das Geſetz eine Gelegenheit, die 
Kreiſe, die bisher nicht von ſtarkem Verantwortlichkeitsgefühl 
erfüllt, ſich von notwendiger Vaterlandsarbeit noch fernhielten, 
zu erfaſſen und nutzbar zu machen. Aber ſchwerwiegende Gründe 
lagen für den Geſetzgeber gegen eine zwangsweiſe Einbeziehung 
der Frauen vor. Hatte doch die Mehrheit der Frauen ſich ſchon 
ſeit Anfang des Krieges mit ganzer Kraft dem Wirtſchaftsleben 
eingereiht. Tauſende und aber Tauſende hatten die Stelle des 
Mannes im Berufsleben übernommen, andere den ſozialen 
Dienſt, der durch die Kriegsverhältniſſe notwendig war, zu 
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ihrer Aufgabe gemacht. Die Einführung von Stammrollen für 
das geſamte weibliche Geſchlecht hätte demnach eine unverhält⸗ 
nismäßige Arbeit angeſichts des Erfolges verurſacht, den man 
ſich davon verſprechen konnte. Die Regierung glaubte deshalb, 
ſich bei der Heranziehung der Frauen auf Freiwilligkeit ver⸗ 
laſſen zu können. 

Wenn aber das Geſetz von einer Dienſtpflicht für die Frauen 
abging, fo ſah es von vornherein die ſyſtematiſche Ein⸗ 
gliederung der Frauen in die vaterländiſche Arbeit vor. 
Die Wobilmachung noch brachliegender Frauenkräfte ſollte dem 
Bedürfnis entſprechend mit Nachdruck betrieben werden. Die 
Verteilung der vorhandenen Kräfte ſollte nicht der Willkür 
überlaſſen bleiben, ſondern nach feſten Grundſätzen in geord⸗ 
neter Weiſe in die Wege geleitet werden. Hand in Hand mit 
der Heranziehung weiterer Frauenkräfte ſollte eine ſoziale Für⸗ 
ſorge herbeigeführt werden, um die Arbeitsfähigkeit und Ar⸗ 
beitswilligkeit der Frauen zu ſteigern, ihnen geſunde Arbeits⸗ 
ale zu ſchaffen, ihnen die Sorge für ihre Kinder zu er⸗ 
eichtern. 

Um das Geſetz über den Vaterländiſchen Hilfsdienſt in dieſer 
Vichtung auszuführen, eine Produktionsſteigerung durch ſyſte⸗ 
matiſche Eingliederung der Frauen in das Wirtſchaftsleben zu 
erzielen, hat das Kriegsminiſterium — entgegen allen Ge- 
pflogenheiten und Traditionen — Frauen an verantwortliche 
Stellen berufen. Beim Kriegsamt⸗Stab wurde eine Frauen- 
arbeitszentrale geſchaffen, und den Kriegsamtſtellen, die mit 
jedem Generalkommando verbunden find, wurden Frauenrefe⸗ 
rate eingegliedert, deren Leitung ſozial erfahrenen Frauen über⸗ 
tragen wurde. Der Frauenarbeitszentrale iſt ein Ausſchuß 
beigegeben, der ſich aus Vertreterinnen aller großen Frauen- 
verbände zuſammenſetzt, und der die Witwirkung der geſamten 
ſozial tätigen Frauenwelt bei der Durchführung des Hilfs- 
dienſtgeſetzes ſichern will. 

Aufgabe des Frauenreferats iſt es, in Verbindung mit den 
Arbeitsnachweiſen den Arbeitsmarkt ihres Gebietes zu über⸗ 
wachen, in weiteſtem Umfang männliche Arbeitskräfte durch 
0 von Frauen freizumachen. Das gilt in erſter 
inie für Landwirtſchaft und Munitionserzeugung. Dabei reicht 
es aber hinaus bis in obere Poſten und in höhere Berufe. Alle 
Verſuche der Anlernung und der Umſtellung müſſen gemacht 
werden, um den Erforderniſſen des Augenblicks, die männlichen 
Kräfte für die Front freizumachen, zu genügen. 

Dabei iſt es aber beſonders notwendig, auf die Arbeitsbedin⸗ 
gungen der Frau einen Einfluß auszuüben. Soziale Maßnah⸗ 
men werden erforderlich zur Schaffung geeigneter Berufsklei⸗ 
dung, zur Verbeſſerung der Transportverhältniſſe nach den Ar⸗ 
beitsſtätten, zur Anpaſſung der Maſſenſpeiſungen an die Ars 
beitsſchichten der Frauen und dergleichen mehr. Die Frauen- 
referate der Kriegsamtſtellen haben beſonderen Wert darauf 
gelegt, die Unternehmer großer Werke dazu zu veranlaſſen, für 
ihre Betriebe Fabrikpflegerinnen anzuſtellen, und ſie haben 
dabei vielfach warmes Verſtändnis gefunden. Hier iſt ein Weg 
gefunden, auf dem der Rat und der Einfluß der gebildeten 
Frau für Tauſende ihrer Geſchlechtsgenoſſinnen aus dem Volke 
nutzbar gemacht werden kann. 5 = 
Wie die Fabrikpflegerin in jeder Beziehung für das Wohl der 
arbeitenden Frauen ſorgen ſoll, die Wohnungsverhältniſſe der 
Ledigen verbeſſern, die Unterbringung der Kinder der Ver⸗ 
heirateten in die Wege leiten ſoll, ſo ſoll auch im weiteren 
Rahmen das Frauenreferat der Kriegsamtſtellen ſolche Auf- 
gaben erfüllen. Mit Hilfe der Frauenvereine, deren Mitarbeit 
den Referentinnen zur Verfügung ſteht und die für jede Kriegs⸗ 
amtſtelle in eine „Frauenarbeitsſtelle“ zuſammengefaßt find, 
ſollen nicht ſo ſehr neue Wohlfahrtseinrichtungen geſchaffen als 
die beſtehenden den tatſächlichen Bedürfniſſen angepaßt wer⸗ 
den. Die ſoziale Fürſorge ſoll ihren Ausgangspunkt vom Ar⸗ 
beitsleben der Frau nehmen. Sie ſoll feſtſtellen, wieviel Ar⸗ 
beitskräfte am einzelnen Ort gebraucht werden, ob I dort be= 
ſchafft werden können oder von auswärts herbeigeholt werden 
müſſen. Sie ſoll für die Unterbringung der Frauen ſorgen, 
Kinderheime und Kindergärten ſo umgeſtalten, daß ſie den 
Frauen, die zeitig des Morgens zur Arbeit gehen müſſen, oder 
duch denen, die in Nachtſchicht arbeiten müſſen, wirklich dienen 
können; und ſie ſollen in dieſer Zeit, in der bevölkerungspolitiſche 
Geſichtspunkte mehr denn je maßgebend ſein müſſen, dieſe Ein⸗ 


richtungen auf hygieniſche Beſchaffenheit hin prüfen und um⸗ 
geſtalten. 

Die Organiſation der Frauenreferate der Kriegsamtſtellen geht 
aus von der Mobilmachung der Frauen, geht aus von dem Be⸗ 
ſtreben der rückſichtsloſeſten Produktionsſteigerung. Aber ſie 
endigt bei einem Schutz und einer Fürſorge für die arbeitenden 
Frauen, die dieſe von allen Seiten umgeben ſollen. Sie geht 
aus von dem vaterländiſchen Bedürfnis des Augenblicks, das 
auch den Frauen die Teilnahme an dem großen Ringen auf⸗ 
erlegt. Aber ſie führt hinüber zu einer Fürſorge, die nicht nur 
für den Augenblick verhindern will, daß mehr Leben zerſtört 
wird, als unvermeidlich iſt; zu einer Fürſorge, die in den 
Frieden hinüberreichen und dann erſt ihre tiefiten Wirkungen 
entfalten wird. 

Dr. Alice Salomon-Berlin. 


Die Ernährungsfragen in Baden. 


Baden iſt einer der erſten deutſchen Bundesſtaaten geweſen, 
der ſofort nach Ausbruch des Weltkrieges auf organiſatoriſchem 
Wege der Frage der Volksernährung nähergetreten iſt. Zu⸗ 
nächſt war es die Großherzogliche Regierung, welche hierzu Die 
Anregung bei den einzelnen Kommunalverbänden gegeben hat. 
Dieſem Vorgehen entſprang auch die Gründung des Einkaufs 
Südweſtdeutſcher Städte G. m. b. H. mit dem Sitze in Mann⸗ 
heim, einer Einrichtung, der ſich faſt alle größeren Städte 
des Landes angeſchloſſen haben. Bald ſtellte ſich auch heraus, 
daß den ſich immer mehr breitmachenden Preistreibereien Ein⸗ 
halt geboten werden müſſe. Die badiſche Regierung ordnete 
daher im September 1915 an, daß in den 15 badiſchen Städten 
mit mehr als 10 000 Einwohnern und im übrigen in allen 53 
Amtsbezirken Ausſchüſſe gebildet werden ſollten, welche die 
Preisgeſtaltung für die Gegenſtände des täglichen Bedarfs 
in ihren jeweiligen Bezirken beobachten und in vorkommenden 
Fällen von übermäßiger Preisſteigerung einſchreiten ſollten. 
Zur Ueberwachung der Preiſe im Großherzogtum im allgemei⸗ 
nen wurde eine beſondere Stelle, das „Landespreisamt“, ge⸗ 
bildet. Dasſelbe hat außer einer überwachenden auch eine, 
namentlich für die Bezirksämter und für die Gerichte, be⸗ 
ratende Tätigkeit auszuüben. (Das Großherzogtum hat mit 
dieſer Einrichtung eines Landespreisamts als erſter Bundes⸗ 
ſtaat eine Zentrale für Ueberwachung der Preiſe für ein größe⸗ 
res Wirtſchaftsgebiet geſchaffen.) Die Preisprüfungsſtellen 
haben die Aufgabe, die den örtlichen Verhältniſſen angemeſſe⸗ 
nen Preiſe zu ermitteln und die zuſtändigen amtlichen Stellen 
bei Ueberwachung der Preisgeſtaltung, namentlich bei Ein⸗ 
haltung der Höchſtpreiſe, zu unterſtützen. Sie haben das Vecht, 
bei der Behörde die Feſtſetzung von Höchſtpreiſen zu bean⸗ 
tragen, oder etwaige vom Reich oder der badiſchen Regierung 
feſtgeſetzte Höchſtpreiſe entſprechend zu ermäßigen. — Von 
dieſer Befugnis, Höchſtpreisfeſtſetzungen für Gegenſtände des 
täglichen Bedarfs vorzunehmen, wurde bis jetzt ſehr häufig 
Gebrauch gemacht. Dies zeigte ſich namentlich bei Mehl und 
Brot. Während im erſten Kriegsjahr dafür faſt keine Höchſt⸗ 
preiſe beſtanden, ſind jetzt in allen 68 Kommunalverbänden 
des Landes die Preiſe amtlich geregelt. Dieſe Feſtſetzungen 
haben nicht nur ein weiteres Steigen der Preiſe verhindert, 
ſondern es iſt ſeitdem ein ſtetes Sinken der Preiſe wahr⸗ 
nehmbar. Während die Regierung im erſten Kriegsjahre haupt⸗ 
ſächlich ihr Augenmerk auf die Preisgeſtaltung und auf die 
Verſorgungsregelung mit Lebensmitteln (Mehl, Brot, Vieh, 
Fleiſch, Kartoffeln) zu richten glaubte, ſah ſie ſich genötigt, auch 
für die Regelung des Verkehrs mit anderen Lebensmitteln, wie 
Wilch, Butter, Eier, Fiſche und Wild, Maßnahmen zu treffen. 
Große Schwierigkeiten entſtanden, um die eingetretene Wilch⸗ 
knappheit zu beheben und die Preiſe für Butter, die eine ſtets 
ſteigende Tendenz zeigten, zu beheben. Es iſt gelungen, die 
Wilch⸗ und Butterverſorgung in geregelte Bahnen zu lenken, 
dagegen hat eine durch die Verordnungen des Großherzoglichen 
Miniſteriums des Innern vom 11. Mai und 26. Auguſt 1916 
getroffene Regelung der Eierverſorgung die erwarteten Erfolge 
nicht erzielt, da es nicht gelang, durch die Aufkäufer der Kom⸗ 
munalverbände die für die verſorgungsberechtigte Bevölkerung 
erforderliche Menge Eier im Wege der freiwilligen Abgabe 
zu erwerben. Die Hauptſchuld trugen die Verbraucher ſelbſt, 
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welche durch ihren unter Uebertretung der Höchſtpreiſe getätig⸗ 
ten wilden Aufkauf von Eiern die Verſorgungsregelung durch⸗ 
brachen. Es war deshalb eine Neuregelung der Eierverſorgung 
erforderlich geworden, die ſich eng an die kurz zuvor erfolgte 

euregelung der Wilchverſorgung anlehnt und die ſich im all⸗ 
gemeinen bis jetzt recht gut bewährt hat. Die Aufbringung der 
Eier für die verſorgungsberechtigte Bevölkerung des Groß⸗ 
herzogtums erfolgt jetzt nach einem vom Minifterium des In⸗ 
nern aufgeſtellten Umlegungsplan. Die Kommunalverbände 

ben die Verpflichtung, die ihnen aufgegebene Menge an 
Eiern aus den hühnerhaltenden Betrieben ihres Bezirks auf⸗ 
zubringen. Für die einzelnen Hühnerhaltungen iſt eine Ab⸗ 
gabepflicht nach beſtimmten Grundſätzen eingeführt. Außer den 
Vorſchriften über das Umlegungsverfahren umfaßt die neue 

erordnung Beſtimmungen über die Abgabe von Eiern an die 
Verbraucher und beſondere Vorſchriften für Bruteier. (Die 
Kommunalverbände haben die von ihnen aufzubringenden Men⸗ 
gen an Eiern auf die Gemeinden zu verteilen. Die Umlegung 
auf die hühnerhaltenden Betriebe in den einzelnen Gemeinden 
erfolgt durch den Gemeinderat. In den ſtädtiſchen Kommunal- 
verbanden erfolgt die Umlegung unmittelbar auf die Hühner⸗ 
halter. Für die Umlegung ſind genaue Richtlinien gegeben. 
Es wird dabei davon ausgegangen, daß die aufgelegten Mengen 
auf alle Fälle aufgebracht werden müſſen, daß aber den Hühner⸗ 
haltern für ſich und ihre Haushaltungs⸗ und Wirtſchaftsange⸗ 
hörigen der notwendige Bedarf an Eiern zu belaſſen iſt. Die 
von den einzelnen Hühnerhaltern abzuliefernde Menge von 
Eiern ergibt ſich durch Abzug der in Betracht kommenden Jah⸗ 
reserzeugung des Hühnerbeſtandes. Dieſe Jahreserzeugung wird 
mit der ſehr niedrig gegriffenen Zahl von 60 Stück für ein Huhn 
berechnet. Der Erzeugerhöchſtpreis für Hühnereier wurde auf 
22 Pf., der Verbraucherhöchſtpreis auf 26 Pf. beſtimmt. Der 
Erzeugerhöchſtpreis für Enteneier beträgt 30, für Ganseier 
50 Pf., der Verbraucherhöchſtpreis für dieſe Eier 34 bzw. 
54 Pf. Für die Abgabe von Bruteiern zu Brutzwecken gelten 
dieſe Höchſtpreiſe nicht.) 

Redakteur V. Becker⸗Mannheim. 


Kriegspakenſchaft. 


Im Anfang bedeutete Kriegspatenſchaft, die insbeſondere vom 
Voten Kreuz ausging, die Fürſorge für den im Kriege gebore= 
nen Säugling und deſſen Mutter; und ſo wie es in der alten 
Sitte der Patenſchaft zum Ausdruck kommt, entſtand eine An⸗ 
teilnahme am Geſchick dieſer Kriegskinder, deren Verpflich⸗ 
tung nicht mit Geld allein abgetan werden konnte, ſondern 
ein perſönliches Verhältnis, eine unmittelbare Beziehung einer 
beſtimmten hilfsbereiten Perſon zu einem hilfsbedürftigen Kriegs⸗ 
kind oder Kriegswaiſe zur Vorausſetzung hatte. 

Von dem Gebiet der Kriegspatenſchaft ausgehend, war es nur 
ein Schritt zu einer ausgedehnteren Form der Fürſorge für 
die verwaiſten Kinder der Kriegsteilnehmer, zur Kriegspaten⸗ 
verſicherung. Dankbarkeit gegenüber den im Felde gefallenen 
Vätern, Witgefühl mit den hinterbliebenen Kindern und Wüt⸗ 
tern ſchufen hier ein Werk von weitgehendſter ethiſcher, wirt⸗ 
ſchaftlicher und ſozialpolitiſcher Bedeutung. Die Kriegspaten⸗ 
verſicherung kann als eine Abart einer ſchon längſt bekannten 
und bewährten Verſicherungsform, der Ausſteuerverſicherung, 
angeſehen werden. Knaben wie Wädchen ſollen durch ein kleines 
Kapital, das nach Beendigung der Schulzeit oder bei Mündig⸗ 
keit zahlbar iſt, die Möglichkeit haben, ein Gewerbe zu er⸗ 
lernen, ſich für einen ihren Fähigkeiten entſprechenden Beruf 
vorzubereiten, den Mädchen eine Ausſteuer zu ſchaffen und 
anderes mehr. Mannigfach, wie die einzelnen icherungen 
geartet, ſind auch die Bedingungen, unter denen eine ſolche 
Kriegspatenſchaft abgeſchloſſen werden kann. Z : 
Kommunen und Organifationen der Jugendfürſorge ſind in 
Verbindung mit einer Anzahl von öffentlichen und privaten 
Verſicherungsgeſellſchaften getreten, um die Kriegspatenſchaft 
zu fördern; nicht wahllos wird ein Kriegspate für ein Kriegs⸗ 
kind ausgeſucht, und man bringt den Paten in unmittelbare 
Beziehung zu ſeinem Patenkinde. Nur ſolche Stellen können 
dieſe Aufgabe bewältigen und nach menſchlicher Vorausſetzung 
nützlich und ſegenbringend geſtalten, denen die Verhältniſſe 
der Familie des Kindes in wirtſchaftlicher und ſittlicher Be⸗ 


ziehung genau bekannt ſind und die andererſeits die Wünſche 
des Paten und ſeine Fähigkeiten kennen. 
Nicht mit Unrecht wurde von beachtlicher Seite dieſer Kriegs⸗ 
patenverſicherung gegenüber geltend gemacht, daß durch ein 
ſolches Aufſparen, — im frühſten Falle kommen etwa nach 
10 Jahren die erſten Gelder zur Auszahlung —, die dringend 
benötigten Mittel für die augenblickliche unmittelbare Für⸗ 
ſorge entzogen würden, das Geld für Zwecke, die vielleicht 
niemals Verwirklichung finden, eine nützlichere und zweckmäßi⸗ 
gere Verwendung in der Geſunderhaltung und Erziehung des 
Kindes gefunden hätte. 
Die etwas einſeitigen Formen, Kriegspatenſchaft für ein wäh⸗ 
rend des Krieges geborenes Kind und Verſicherung auf künf⸗ 
tige Berufsausbildung, deren jede unter Witarbeitung von 
Organen der freien Liebestätigkeit ſegensreich wirken können, 
wurden neuerdings durch den Reichsverband für Kriegspaten⸗ 
ſchaften (Berlin, Münchener Straße 49) zu einer allgemeinen 
Fürſorge für Kriegerkinder, insbeſondere Kriegswaiſenkinder, 
ausgebaut. Alle die Erfahrungen, welche im Laufe des Krieges 
gemacht wurden, ſind herangezogen worden, um jeglichen Miß⸗ 
ſtand nach Wöglichkeit auszuſcheiden. Lokale Fürſorgeſtellen, 
die in engſter Zuſammenarbeit mit den zuſtändigen Jugend- 
fürſorgeorganiſationen ſtehen, haben die Auswahl der Kriegs⸗ 
patenkinder zu treffen, ſowie die Regelung mit den Kriegs⸗ 
paten zu übernehmen. Die perſönliche Fühlungnahme, der An⸗ 
teil an dem Kind, ſeine Erziehung und Pflege bilden die Haupt⸗ 
aufgabe des Kriegspaten, nur in Ausnahmefällen kann der 
Kriegspate die Fürſorge für das Kind der Fürſorgeſtelle über— 
laſſen und ſeine Teilnahme durch ausſchließlich pekuniäre Bei⸗ 
träge zeigen. 
Mannigfaltig wie das Leben ſelbſt find die Aufgaben, die 
den Kriegspaten erwachſen; jedes Kind bedarf beſonderer in⸗ 
dividueller Pflege und Erziehung, in jeder Familie wird die 
Art der Fürſorge eine verſchiedenartige ſein. Es iſt eine hohe, 
ernſte und verantwortungsvolle Aufgabe, die der Kriegspate 
übernimmt; das Vermächtnis der Gefallenen, die ſorgende 
treue Liebe des Vaters wird ihm auferlegt, damit deſſen Kinder 
zu tüchtigen, kraftvollen, an Leib und Seele gefunden Menjchen 
erzogen werden. 0 
Aeberall find vielverſprechende Anfänge gemacht, und es ſteht 
zu hoffen, daß kein Kind, deſſen Vater draußen kämpfte und 
ſtarb, unverſorgt im weiteren Leben iſt, daß es den ſeiner ſozialen 
Stellung und ſeiner Eignung entſprechenden Beruf findet und 
ſeinen Lebensweg unter ſorglicher Leitung ſeiner Mutter, Fa⸗ 
milie und Kriegspaten geht. 
Inmitten des fürchterlichen Ringens — Wiederaufbau, der 
Frühling unſeres Volkes behütet, geſchirmt und geleitet: das 
iſt die Aufgabe der Kriegspatenſchaft. 

Dr. Kaete Winkelmann⸗ Berlin. 


Ein Bauer! 


Viel zu lange hat das recht wegwerfend im Munde des Städters 
geklungen. Anbekümmert hatte man es geſchehen laſſen, daß 
eine geiſtige Entfremdung zwiſchen Stadt⸗ und Landbewohner 
eintrat. Die ernſten Lehrjahre des Krieges haben da gebieteriſch 
Abhilfe gefordert. Ein Einheitsvolk braucht einen Einheitsgeiſt. 
Das unerſchütterliche Bewußtſein, daß die mühſame Arbeit der 
ſchwieligen Bauernfauſt uns ſelbſtändig macht, hat ſich in alle 
Hirne gehämmert. Mit dem Verſtändnis für die Lebensbedin⸗ 
gungen und Eigenart des andern wächſt auch die gegenſeitige 
Wertſchätzung. 

Der Bauer iſt ſtets eng mit dem ganzen Werden und Gedeihen 
des Volkslebens verbunden. Er iſt der Volkserhalter. Der 
rieſenhafte Wuchs der großen Städte, der große Menſchen⸗ 
bedarf der raſtlos ſchaffenden Induſtrie, fie ſtuͤtzten fich auf die 
Zuwanderung vom Lande. Viele Bauernkinder mußten das 
Land verlaſſen, ehe eine Großſtadt entſtehen konnte. Damit 
iſt der knorrige, widerſtandsfähige, langhaltige Bauernwille in 
die Werkſtätten und in die Kontore gedrungen. Er hat mit⸗ 
gerechnet und mitüberlegt. Zähes Feſthalten und unverdroſ⸗ 
jenes, aufopferndes Schaffen iſt geſunde Bauernart. Der Kampf 
und Widerſtand gegen allerlei äußere Widerwärtigkeiten liegt 
dem Bauern von ſeinen Vorfahren her im Blute. Manch Acker 
iſt hingebend in treuer Arbeit beſtellt und gepflegt worden. 
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Aber der Ertrag iſt oft genug durch ungünftige Witterung ge⸗ 
ſchmälert oder gar verdorben worden. Wetterſorgen verlaſſen 
den Bauern nie. Aber er kennt kein Verdrießen. Jede neue 
Saatzeit bringt neues Schaffen und Wirken. Einen harten 
Willen zur Selbſtbehauptung und einen ſtarken, bodenſtändigen 
Arbeitsdrang bringt der Bauernſohn mit, als Erbgut ſeiner 
Väter, wenn er in die Städte und zum Gewerbe überſiedelt. 
Wir haben unſere Nachbarvölker durch unſere unbeſiegbare 
Wettbewerbsfähigkeit verärgert. Die Arbeit unſeres Volkes war 
ertragreicher als ihre. Der Bauer hätte nun ſeine befruchtende 
und bereichernde Bedeutung für die ſtädtiſche Entwicklung nicht 
haben können, wenn er nicht auch den lebendigen Geiſt ſeines 
Volkes in ſich geſpürt und ihn mit verwirklicht hätte. Wie 
ſehr auch die Tätigkeit unſerer Landwirtſchaft in das allgemeine 
Bild der Regſamkeit und des Zugreifens paßt, zeigt eine Beob⸗ 
achtung, die uns die Statiſtik liefert. Der durchſchnittliche Ernte⸗ 
ertrag auf einem Hektar deutſchen Landes iſt in der letzten 
Friedenszeit jo groß geweſen wie der auf einem Hektar franzö⸗ 
ſiſchen Landes, wenn man den durchſchnittlichen Ertrag des 
ruſſiſchen Bodens noch dazu zählt. Wir haben 1913 auf einem 
Hektar landwirtſchaftlich bebauten Landes faſt 24 Doppelzentner 
Weizen geerntet. Frankreich nur 13,5. Rußland noch weniger: 
9. Das ſind eben zuſammen noch nicht ſoviel, wie bei uns 
allein. Dasſelbe Ergebnis gilt auch für Roggen, Gerſte, Hafer 
und Kartoffeln. Es raunt und rauſcht in dieſen Zahlen von 
der Kraft und vom Können des deutſchen Bauern. Wäre nicht 
auch feine Arbeit von Jahrzehnt zu Jahrzehnt ertragreicher ge= 
worden, dann wäre Englands ſchandbarer Kriegsplan, uns 
auszuhungern, furchtbare Wirklichkeit geworden. 
Der Bauer iſt mit ſeiner Zeit gewachſen. Wenn er nicht 
genug Fühlung mit den andern Volksſchichten gehabt hat, ſo 
war das nicht ſeine Schuld. Die geiſtige Verwaltung unſerer 
geſamten Wirtſchaft hat ſich bisher zu wenig darum bemüht, 
die geiſtige Förderung des Bauernſtandes in Einklang mit den 
Fragen des Tages und der Zeit zu bringen. Man kann ſich 
doch nicht wundern, wenn Zuſammenhänge verkümmern, die 
man vernachläſſigt hat und denen man wenig nachgeht. Die 
große Werbebewegung für die Kriegsanleihe hat zum erftenmal 
auch großzügig und bewußt die Landbevölkerung miterfaßt. Auf⸗ 
klärungsredner ſind hinausgezogen, und eine Fülle verſtändnis⸗ 
voll auf das ländliche Denken eingehender Schriften hat ſie 
begleitet. Dabei iſt man aber nicht ſtehen geblieben. Die 
Kriegswirtſchaft hat auch manche andere neue Aufgaben für 
den Landwirt gebracht. Neue Erfahrungen ſind gemacht, die 
eine weit beſſere Bodenausnutzung ermöglichen und die Ver⸗ 
wertung und Aufbewahrung der Ernteerträge beſſer ſchützen 
und unterſtützen. Es muß erreicht werden, daß dieſe vorteilhaften 
Arbeitsarten in allen landwirtſchaftlichen Betrieben verbreitet 
werden. Durch eine Anordnung des Kriegsamtes ſind auf den 
Dörfern „Wirtſchaftskommiſſionen“ gebildet worden, die ſich 
dieſer Aufgabe zu widmen haben. 
Im Kriege ſind die Berührungsflächen zwiſchen Stadt und Land 
größer geworden. Die Hindenburgſpende hat den Bauern Nöte 
und Bedeutung der ſchwer arbeitenden Induſtrie einſehen ge⸗ 
lehrt. Draußen im Felde, wo die Söhne des Landes und der 
Stadt Kameraden ſind, ſind viele Fäden herüber und hinüber 
geſponnen. Daheim bringt die Kriegswirtſchaft Leute und Ar⸗ 
beitsſtellen zuſammen, die ſich vorher recht fremd waren. Das 
iſt ein Gewinn für die Volksſeele. Unmittelbare geſchäftliche 
Beziehungen erleichtern das Zuſammengehen und das gegen⸗ 
ſeitige Verſtehen. Sie veranlaſſen die einzelnen überhaupt erſt 
über die Lebensverhältniſſe des andern nachzudenken. 

: Fritz Johannes Vogt. 


Die Bedürftigkeit im Sinne des Familien⸗ 
unkerſtützungs⸗Geſetzes. 


Die Gewährung der Familienunterſtützung hat, wie auch auf 
jedem Einberufungsſchein vermerkt iſt, die Bedürftigkeit zur 
Vorausſetzung. Der Begriff der Bedürftigkeit iſt aber weder 
in dem Geſetz vom 28. Februar 1888/4. Auguſt 1914, noch in 
der Bundesratsverordnung vom 21. Januar 1916 fejtgelegt. 
Auch in der Begründung des Entwurfes zu dem genannten Ge⸗ 
ſetze ſind Ausführungen über den Begriff der Bedürftigkeit 
nicht enthalten. Jedenfalls iſt aber die Meinung des Geſetz⸗ 
gebers, daß die Bedürftigkeit nicht als Hilfsbedürftigkeit im 
armenrechtlichen Sinne aufzufaſſen iſt. 

Was aber unter Bedürftigkeit im armenrechtlichen Sinne zu 
verſtehen iſt, iſt auch nicht ohne weiteres klar, denn das Anter⸗ 
ſtützungswohnſitzgeſez vom 30. Mai 1908 enthält ebenfalls 
keine Beſtimmung des Begriffes. Danach haben jedoch die 
Gemeinden in bezug auf Niederlaſſung in ihren Gebieten 
ein Abweiſungsrecht gegen neu zuziehende Perſonen, „welche 
nicht hinreichende Kraft beſitzen, um ſich mit ihren nicht arbeits⸗ 
fähigen Angehörigen den notwendigen Lebensunterhalt zu ver⸗ 
ſchaffen, und wenn ſie ſolchen weder aus eigenem Vermögen 
beſtreiten können, noch von einem dazu verpflichteten Ver⸗ 
wandten erhalten“. Das Abweiſungsrecht beſteht deshalb, da 
ſolche Perſonen der öffentlichen Armenpflege anheimfallen wür⸗ 
den, d. h. bedürftig ſind im armenrechtlichen Sinne. 

Nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch unterſcheidet man eine re⸗ 
lative und eine abſolute Bedürftigkeit. Die relative Bedürftig⸗ 
keit einer Perſon liegt dann vor, wenn ſie nicht imſtande iſt, 
ſich ſelbſt und ihre Familie in einer ihrer Lebensſtellung ent⸗ 
ſprechenden Weiſe zu unterhalten. Die abſolute Bedürftigkeit 
hat die vollkommene Vermögensloſigkeit und Erwerbsunfähig⸗ 
keit zur Vorausſetzung. Die Erwerbsunfähigkeit muß dann 
als vorliegend erachtet werden, wenn jemand außerſtande iſt, 
ſeinen Lebensunterhalt in einer ſeinen Fähigkeiten und ſeiner 
Körperkraft entſprechenden Weiſe ſich zu verſchaffen. 

Die Bedürftigkeit im Sinne des Familienunterſtützungsgeſetzes 
iſt weder relativ noch abſolut aufzufaſſen. Halten wir uns die 
Anterſtützungsſätze vor Augen, jo iſt es ohne weiteres klar, 
daß an die Gewährung eines ſtandesgemäßen Unterhaltes nicht 
gedacht werden kann. Andererſeits wird man zweifellos die 
Unterſtützung nicht nur dann gewähren müſſen und die Be⸗ 
dürftigkeit als vorliegend erachten, wenn keine Mittel vorhanden 
oder verfügbar ſind, den notwendigen Lebensunterhalt zu be⸗ 
ſtreiten. Die Bedürftigkeit im Sinne des Familienunter⸗ 
ſtützungsgeſetzes liegt alſo in der Mitte. Die Anterſtützung 
iſt aber in jedem Falle nur dann zu gewähren, wenn ſie tat⸗ 
ſächlich eine Hilfe bedeutet, d. h. wenn zu erwarten iſt, daß der 
gewährte Beitrag tatſächlich hilft, die Lebenslage zu verbeſſern, 
nämlich zur Bereitſtellung der nötigen Unterhaltungsmittel ge⸗ 
braucht wird, oder zur Beſtreitung der Wohn- und Bekleidungs⸗ 
bedürfniſſe im beſcheidenen Maße. 


Andererſeits beſtimmt die Bundesratsverordnung vom 21. Ja⸗ 


nuar 1916, daß die Bedürftigkeit im Normalfalle dann an⸗ 
erkannt werden muß und wenigſtens der Windeſtſatz zu ge⸗ 
währen iſt, wenn nach der laufenden Steuerveranlagung das 
Einkommen des Unterſtützungsberechtigten in Orten der Tarif⸗ 
klaſſe E 1000 /, C und D 1200 %, A und B 1500 % und 
weniger beträgt. 

Es kommt jedoch ſtets darauf an, alle Umſtände des Falles 
in Betracht zu ziehen, ob eine Unterſtützung zu gewähren iſt 
oder nicht. Die angegebenen Einkommen ſollen auch nur eine 
allgemeine Richtlinie geben. Eine Familie mit 1300 % wird 
oft die Unterſtützung nicht benötigen, während eine andere 
gleichgroße infolge beſonderer Belaſtung durch Krankheit oder 
Schuldverpflichtungen mit 1800 , und mehr dringend einer 
Hilfe bedarf. 


Dr. Baumann- Altona. 
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